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Liebe FreundInnen! 

 

Nachdem Vize-Kanzler und ÖVP-Obmann Mitterlehner wegen der fortgesetzten Quer-

schüsse aus der eigenen Partei in der vergangenen Woche entnervt das Handtuch 

geworfen und der neue Obmann Kurz darauf die Koalition aufgekündigte, ist der Na-

tionalrat am Dienstag und Mittwoch wieder zu Sitzungen zusammengekommen.  

Im  Mittelpunkt der Debatten stand natürlich der von der ÖVP begangene Koalitions-

bruch, die Einigung auf einen Neuwahltermin und die Erklärung von Bundeskanzler 

Christian Kern. Es konnten aber auch eine Reihe von Gesetzen und Anträgen be-

schlossen werden, u.a. ein Demokratiepaket, das Integrationsjahr sowie ein Investiti-

onspaket für die Gemeinden. 

 

Außerdem möchte ich Euch über eine internationale Konferenz informieren, die ich 

als Präsidentin der OSZE-PV vom 28. bis 30. Mai in Villach abhalten werde. Thema 

der Konferenz ist der Umgang mit nationalen Minderheiten. Das ist leider noch immer 

ein großes Problem und Ursache vieler gefährlicher Konflikte in Europa. Unser Kärn-

ten kann hier mit eigenen Erfahrungen und einer positiven Entwicklung ein gutes Bei-

spiel vorgeben. Es haben sich bereits zahlreiche Abgeordnete und ExpertInnen aus 

den Ländern der OSZE angemeldet.  

 

Selbstverständlich gilt auch dieses Mal: um Weiterleitung an alle Interessierten wird 
gebeten!!  

Christine  
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Plenum, 16.-17.05.2017  

Top-Themen 
 

 

Weiterarbeiten bis zur Wahl 

Trotz der Aufkündigung der Koalition durch ÖVP-Obmann Kurz 

will die SPÖ bis zur Wahl am 15. Oktober im Parlament weiterar-

beiten, um 10 wichtige Projekte für die ArbeitnehmerInnen, die 

Familien, den Wirtschaftsstandort und das Schulsystem weiter zu-

bringen. 

 

"Das Wichtigste ist, eine Phase des Stillstandes zu vermei-

den und die Arbeit für Österreich konsequent fortzusetzen." 

Bundeskanzler Christian Kern ist entschlossen, wichtige Pro-

jekte aus dem gemeinsamen Regierungsprogramm bis zum 

Neuwahltermin in Zusammenarbeit mit dem Parlament umzu-

setzen.  

Deshalb Kerns Appell, die politischen Entscheidungen ins Parla-

ment zu verlagern und "auf die Parlamentsarbeit zu vertrauen", 

um die wichtigsten Punkte aus der Regierungsvereinbarung abzu-

arbeiten. 

 

"Unser Land ist es wert, dass man etwas weiterbringt" 

So sieht es auch Klubchef Andreas Schieder: "Wenn man als Poli-

tiker, als Politikerin vor die Wahl gestellt wird zwischen Neuwah-

len und arbeiten, muss man sich für's Arbeiten entscheiden. Un-

ser Land ist es wert, dass man etwas weiterbringt!" 
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Was die SPÖ bis zur Wahl umsetzen möchte: 

 

1.)    Aktion 20.000 für Langzeitarbeitslose 

 

2.)    Schulreform 

 

3.)    Anhebung der Studienbeihilfe 

 

4.)    Zweites Gratis-Kindergartenjahr 

 

5.)    Ausbau der Primär-Gesundheitsversorgung 

 

6.)    Krankengeld für Selbständige 

 

7.)    Frauenquote in Aufsichtsräten von Unternehmen 

 

8.)    Vermeidung der Gewinnverschiebung von Konzernen 

 

9.)    Erhöhung der Forschungsprämie 

 

10.)  Föderalismusreform und Vereinheitlichung des Wirtschafts-

rechts 

 

Erster Ansprechpartner ist die ÖVP, weil einige Vorhaben zwi-

schen den Regierungsparteien ja schon kurz vor Abschluss ste-

hen. Deshalb haben SPÖ und ÖVP auch bereits gemeinsame Ini-

tiativanträge u.a. zur Anhebung der Stipendien, zur "Aktion 

20.000" und zur Forschungsprämie im Nationalrat eingebracht. 

Diese werden jetzt im Parlament behandelt. Weitere – wie die 

Frauenquote in Aufsichtsräten – sollen in den nächsten Wochen 

vorbereitet werden. Wichtig: Auch die Oppositionsparteien werden 

eingeladen mitzuverhandeln. 
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Untersuchungsausschuss soll aufklären können 

Mit der Einigung auf den 15. Oktober als Wahltermin – die ÖVP 

wollte ja ursprünglich so früh wie möglich wählen – ist außerdem 

gesichert, dass der Untersuchungsausschuss zu den Vorgängen 

rund um die Eurofighter-Beschaffung Zeit zu arbeiten hat und 

nicht sofort beendet wird. Schieder: "Diese Aufklärung ist wichtig 

für die politische Hygiene im Land!" 

 

Gewerbeordnung – Kurz ist gefordert  

Weiter verhandelt wird auch in Sachen Gewerbeordnung. Sie 

wird nun wieder im zuständigen Parlamentsausschuss beraten. 

SPÖ-Wirtschaftssprecher Christoph Matznetter sieht "eine 

Riesenchance für eine große Reform der Gewerbeordnung".  

Denn schon der vormalige Wirtschaftsminister Mitterlehner wollte 

die Gewerbeordnung großzügig entrümpeln – scheiterte aber in-

nerhalb seiner Partei. Da sich der neue ÖVP-Obmann Kurz nun 

mit allen inhaltlichen Kompetenzen hat ausstatten lassen, soll jetzt 

– wenn es nach der SPÖ geht – auch das Herzstück einer neuen 

https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4078&l=-https--www.youtube.com/watch--Q-v--E-DMIroR20c_4
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Gewerbeordnung beschlossen werden: ein Gewerbeschein für 

alle 440 freien Gewerbe. 

 

 

 
Alle Beschlüsse & Berichte 

 

NR-Sitzung vom 16. Mai 2017 

Mehr BürgerInnen-Beteiligung bei Gesetzen durch Crowdsourcing und er-

weiterte Begutachtung (1622 d.B.) 

Die bessere Einbindung der BürgerInnen bereits im Vorfeld von Gesetzge-

bungsprozessen war ein Ergebnis der Enquete zur Stärkung der Demokratie. 

Mit einem Entschließungsantrag erfolgt jetzt ein Umsetzungsschritt.  Umgesetzt 

werden soll ein erweitertes Begutachtungsverfahren, in Zuge dessen sich die 

BürgerInnen einfach und barrierefrei informieren können und in das auch Stel-

lungnahmen von Personen oder Institutionen aufgenommen werden, die nicht 

direkter Adressat der Begutachtung sind. Zweite Neuerung zur stärkeren Einbin-

dung der BürgerInnen ist das so genannte Crowdsourcing-Verfahren, bei dem 

schon im Vorfeld eines Gesetzesvorhabens die BürgerInnen Ideen einbringen 

können.   

https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4082&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01622/index.shtml
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4099&l=-https--www.youtube.com/watch--Q-v--E-TiBZ1Dj0G6A
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Verpflichtendes Integrationsjahr (1597 d.B.) 

Die Vereinbarung regelt die Aufgabenverteilung von Bund und Ländern bei der 

Abwicklung der Strukturfonds in Österreich (Europäischer Fonds für Regionale 

Entwicklung EFRE und Europäischer Sozialfonds ESF). 

 

Vereinbarung Bund-Länder zum Strukturfonds (1623 d.B.) 

it dem Arbeitsmarktintegrationsgesetz wird das verpflichtende Integrationsjahr 

geschaffen. Das Integrationsjahr dient der Integration von arbeitsfähigen Asyl-

berechtigten, subsidiär Schutzberechtigen sowie AsylwerberInnen mit hoher 

Bleibewahrscheinlichkeit. Vom Programm werden etwa 15.000 Personen pro 

Jahr profitieren. Vermittelt werden notwendige sprachliche und berufliche Kom-

petenzen, damit diese Menschen leichter in Österreich Fuß fassen und sich in-

tegrieren können. Angeboten werden: Deutschkurse, Unterstützung bei der An-

erkennung von Qualifikationen, Werte- und Orientierungskurse, Berufsorientie-

rungs- und Bewerbungstrainings, Arbeitsvorbereitungsmaßnahmen sowie Ar-

beitstrainings bei Zivildienstträgern. 

 

Integrationsgesetz (1631 d.B.) 

Mit dem Integrationsgesetz wird eine bundesweit einheitliche Gesetzesgrund-

lage für die Integration von rechtmäßig in Österreich aufhältigen Personen ohne 

österreichische Staatsbürgerschaft geschaffen. Das Gesetz legt ein Sprachför-

dermodell für Asyl- und subsidiär Schutzberechtigte und AsylwerberInnen, bei 

denen die Zuerkennung des internationalen Schutzes sehr wahrscheinlich ist, 

fest. Weiters sieht das Gesetz ein verpflichtendes Angebot von Werte- und Ori-

entierungskursen für Asyl-und subsidiär Schutzberechtigte ab dem vollendeten 

15. Lebensjahr vor. Vermittelt werden sollen Prinzipien der österreichischen 

Verfassung wie Menschenwürde, Gleichberechtigung von Mann und Frau, 

Rechtsstaatlichkeit und Demokratie. Es bestehen Mitwirkungspflichten. Umge-

setzt wird auch ein Verbot der Verhüllung des Gesichts in der Öffentlichkeit 

("Burka-Verbot") an öffentlichen Orten und in öffentlichen Gebäuden. Ebenso 

können Koranverteilungsaktionen, die zur Verbreitung radikalen Gedankenguts 

missbraucht werden, untersagt werden. 

 

Kommunalinvestitionsgesetz – 175 Mio. Euro für Gemeinden (1618 d.B.) 

175 Mio. Euro stehen in den Jahren 2017 und 2018 den Gemeinden für neue In-

vestitionen zur Verfügung. Weitere 750 Mio. Euro an Bauinvestitionen sollen 

dadurch ausgelöst werden, damit werden 8.500 neue Arbeitsplätze erwartet. 

https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4083&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01597/index.shtml
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4100&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01623/index.shtml
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4084&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01631/index.shtml
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4085&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01618/index.shtml
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Förderbare Projekte betreffen Kindergärten, Seniorenbetreuung, Umbau auf 

barrierefreie Zugänge, Sportstätten und Freizeitanlagen, öffentlicher Verkehr, 

Schaffung von öffentlichem Wohnraum, Gebäudesanierung, Abfallentsorgung, 

Wasserversorgung und Ausbau der Breitbanddatennetze. Über einen bestimm-

ten Verteilungsschlüsseln erhält jede Gemeinde ihren eigenen Prämientopf. Ge-

fördert werden bis zu 25 Prozent der zusätzlichen Investitionen mit maximal 2 

Mio. Euro  je Projekt. 

Fördersummen pro Bundesland (vor Abzug der Abwicklungskosten):    

  Anzahl 
Ge-
mein-
den 

Fördersumme 
pro Bundesland 
(in Mio. €) 

Burgen-
land 

171 5,5 

Kärnten 132 11,2 
Nieder-
öster-
reich 

573 31,6 

Oberös-
terreich 

442 28,4 

Salzburg 119 10,8 
Steier-
mark 

287 24,3 

Tirol 279 14,3 
Vorarl-
berg 

96 7,5 

Wien 1 41,3 
Summe 2100 175,0 

Quelle BKA 

 

Doppelbesteuerungsabkommen mit Indien (1619 d.B.) 

Das bisherige Abkommen mit Indien zur Vermeidung von Doppelbesteuerung 

stammt aus dem Jahr 1999 und wird nun u.a. an den OECD-Standard zum In-

formationsaustausch in steuerlichen Angelegenheiten angepasst. 

 

Bericht des Finanzministers zum Stabilitätsprogramm – Fortschreibung 

für die Jahre 2016 bis 2021 (1617 d.B.) 

Das Stabilitätsprogramm für die Jahre 2016 bis 2021 zeigt bei steigenden Zin-

sen ein etwas höheres Wirtschaftswachstum, leicht verbesserte Budgetsalden, 

eine insgesamt sinkende gesamtstaatliche Verschuldung bei gleichbleibender 

https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4086&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01619/index.shtml
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4087&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01617/index.shtml
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Arbeitslosenquote. Einmal mehr unter den vorgesehen Ausgaben bleibt der 

Bundeszuschuss zu den Pensionen, der schon 2015 und 2016 zurückgegangen 

ist. 

 

Rechnungshof-Bericht zur AMA Marketing GesmbH (1626 d.B.) 

Das Landwirtschaftsministerium und die Bundesanstalt für Agrarwirtschaft ka-

men einem Großteil der Empfehlungen des Rechnungshofes, die dieser im Jahr 

2013 veröffentlicht hatte, nicht nach, stellte der RH in seiner Follow-up-Überprü-

fung fest. 

 

Rechnungshof-Bericht zur Bundesanstalt für Agrarwirtschaft (1628 d.B.)  

Ein Rechnungshofbericht zur AMA Marketing GesmbH kritisiert u.a. intranspa-

rente Auftragsvergaben und das Fehlen von Compliance-Richtlinien, also unter-

nehmensinterner Richtlinien. 

 

RH-Bericht zu Agrarischen Investitionsförderungen (1629 d.B.) 

Der RH stellte in diesem Bericht fest, dass "Investitionen in die landwirtschaftli-

che Erzeugung" – als eine der agrarischen Investitionsförderungen – mit rd. 

714,84 Mio. Euro den drittgrößten Förderbereich des österreichischen Pro-

gramms zur Entwicklung des ländlichen Raums 2014–2020 darstellt. Der Rech-

nungshof kritisierte, dass die Steuerung der Invesititionen erhebliche Schwä-

chen aufwies – so gab es eine Vielzahl von Zielen ohne Zielwerte und ohne 

Kennzahlen zur Messung der Zielerreichung. 

 

Bericht des Rechnungshofes zum Parlamentsumbau (1627 d.B.)  

Der Rechnungshof begleitet die Sanierung des Parlamentsgebäudes mit seinen 

Berichten – dieser ist der zweite, der veröffentlicht wurde. Der RH stellt der Pro-

jektplanung und –organisation grundsätzlich ein gutes Zeugnis aus. Manche Kri-

tikpunkte des Rechnungshofes waren für die Abgeordneten aller Fraktionen al-

lerdings nicht nachvollziehbar, wie etwa die Kritik an zu hohen finanziellen Re-

serven oder am eventuellen Bau eines Lokal II für einen zweiten Untersu-

chungsausschuss.  

 

https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4088&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01626/index.shtml
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4089&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01628/index.shtml
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4090&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01629/index.shtml
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4091&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01627/index.shtml
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NR-Sitzung vom 16. Mai 2017 

 

Mehr BürgerInnen-Beteiligung bei Gesetzen durch Crowdsourcing und 

erweiterte Begutachtung (1622 d.B.) 

Die bessere Einbindung der BürgerInnen bereits im Vorfeld von Gesetzge-

bungsprozessen war ein Ergebnis der Enquete zur Stärkung der Demokra-

tie. Mit einem Entschließungsantrag erfolgt jetzt ein Umsetzungs-

schritt.  Umgesetzt werden soll ein erweitertes Begutachtungsverfahren, in 

Zuge dessen sich die BürgerInnen einfach und barrierefrei informieren kön-

nen und in das auch Stellungnahmen von Personen oder Institutionen auf-

genommen werden, die nicht direkter Adressat der Begutachtung sind. 

Zweite Neuerung zur stärkeren Einbindung der BürgerInnen ist das so ge-

nannte Crowdsourcing-Verfahren, bei dem schon im Vorfeld eines Geset-

zesvorhabens die BürgerInnen Ideen einbringen können.   

 

Verpflichtendes Integrationsjahr (1597 d.B.) 

Die Vereinbarung regelt die Aufgabenverteilung von Bund und Ländern bei 

der Abwicklung der Strukturfonds in Österreich (Europäischer Fonds für Re-

gionale Entwicklung EFRE und Europäischer Sozialfonds ESF). 

 

Vereinbarung Bund-Länder zum Strukturfonds (1623 d.B.) 

it dem Arbeitsmarktintegrationsgesetz wird das verpflichtende Integrations-

jahr geschaffen. Das Integrationsjahr dient der Integration von arbeitsfähi-

gen Asylberechtigten, subsidiär Schutzberechtigen sowie AsylwerberInnen 

mit hoher Bleibewahrscheinlichkeit. Vom Programm werden etwa 15.000 

Personen pro Jahr profitieren. Vermittelt werden notwendige sprachliche 

und berufliche Kompetenzen, damit diese Menschen leichter in Österreich 

Fuß fassen und sich integrieren können. Angeboten werden: Deutschkurse, 

Unterstützung bei der Anerkennung von Qualifikationen, Werte- und Orien-

tierungskurse, Berufsorientierungs- und Bewerbungstrainings, Arbeitsvorbe-

reitungsmaßnahmen sowie Arbeitstrainings bei Zivildienstträgern. 

 

 

 

https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4082&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01622/index.shtml
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4083&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01597/index.shtml
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4100&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01623/index.shtml
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Integrationsgesetz (1631 d.B.) 

Mit dem Integrationsgesetz wird eine bundesweit einheitliche Gesetzes-

grundlage für die Integration von rechtmäßig in Österreich aufhältigen Per-

sonen ohne österreichische Staatsbürgerschaft geschaffen. Das Gesetz legt 

ein Sprachfördermodell für Asyl- und subsidiär Schutzberechtigte und Asyl-

werberInnen, bei denen die Zuerkennung des internationalen Schutzes sehr 

wahrscheinlich ist, fest. Weiters sieht das Gesetz ein verpflichtendes Ange-

bot von Werte- und Orientierungskursen für Asyl-und subsidiär Schutzbe-

rechtigte ab dem vollendeten 15. Lebensjahr vor. Vermittelt werden sollen 

Prinzipien der österreichischen Verfassung wie Menschenwürde, Gleichbe-

rechtigung von Mann und Frau, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie. Es be-

stehen Mitwirkungspflichten. Umgesetzt wird auch ein Verbot der Verhül-

lung des Gesichts in der Öffentlichkeit ("Burka-Verbot") an öffentlichen Or-

ten und in öffentlichen Gebäuden. Ebenso können Koranverteilungsaktio-

nen, die zur Verbreitung radikalen Gedankenguts missbraucht werden, un-

tersagt werden. 

 

Kommunalinvestitionsgesetz – 175 Mio. Euro für Gemeinden (1618 

d.B.) 

175 Mio. Euro stehen in den Jahren 2017 und 2018 den Gemeinden für 

neue Investitionen zur Verfügung. Weitere 750 Mio. Euro an Bauinvestitio-

nen sollen dadurch ausgelöst werden, damit werden 8.500 neue Arbeits-

plätze erwartet. Förderbare Projekte betreffen Kindergärten, Seniorenbe-

treuung, Umbau auf barrierefreie Zugänge, Sportstätten und Freizeitanla-

gen, öffentlicher Verkehr, Schaffung von öffentlichem Wohnraum, Gebäu-

desanierung, Abfallentsorgung, Wasserversorgung und Ausbau der Breit-

banddatennetze. Über einen bestimmten Verteilungsschlüsseln erhält jede 

Gemeinde ihren eigenen Prämientopf. Gefördert werden bis zu 25 Prozent 

der zusätzlichen Investitionen mit maximal 2 Mio. Euro  je Projekt. 

 

 

 

 

 

https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4084&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01631/index.shtml
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4085&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01618/index.shtml
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4085&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01618/index.shtml
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Fördersummen pro Bundesland (vor Abzug der Abwicklungskosten):    

  Anzahl 
Ge-
mein-
den 

Fördersumme 
pro Bundesland 
(in Mio. €) 

Burgen-
land 

171 5,5 

Kärnten 132 11,2 
Nieder-
öster-
reich 

573 31,6 

Oberös-
terreich 

442 28,4 

Salzburg 119 10,8 
Steier-
mark 

287 24,3 

Tirol 279 14,3 
Vorarl-
berg 

96 7,5 

Wien 1 41,3 
Summe 2100 175,0 

Quelle BKA 

 

Doppelbesteuerungsabkommen mit Indien (1619 d.B.) 

Das bisherige Abkommen mit Indien zur Vermeidung von Doppelbesteue-

rung stammt aus dem Jahr 1999 und wird nun u.a. an den OECD-Standard 

zum Informationsaustausch in steuerlichen Angelegenheiten angepasst. 

 

Bericht des Finanzministers zum Stabilitätsprogramm – Fortschrei-

bung für die Jahre 2016 bis 2021 (1617 d.B.) 

Das Stabilitätsprogramm für die Jahre 2016 bis 2021 zeigt bei steigenden 

Zinsen ein etwas höheres Wirtschaftswachstum, leicht verbesserte Bud-

getsalden, eine insgesamt sinkende gesamtstaatliche Verschuldung bei 

gleichbleibender Arbeitslosenquote. Einmal mehr unter den vorgesehen 

Ausgaben bleibt der Bundeszuschuss zu den Pensionen, der schon 2015 

und 2016 zurückgegangen ist. 

 

 

https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4086&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01619/index.shtml
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4087&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01617/index.shtml
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Rechnungshof-Bericht zur AMA Marketing GesmbH (1626 d.B.) 

Das Landwirtschaftsministerium und die Bundesanstalt für Agrarwirtschaft 

kamen einem Großteil der Empfehlungen des Rechnungshofes, die dieser 

im Jahr 2013 veröffentlicht hatte, nicht nach, stellte der RH in seiner Follow-

up-Überprüfung fest. 

 

Rechnungshof-Bericht zur Bundesanstalt für Agrarwirtschaft (1628 

d.B.)  

Ein Rechnungshofbericht zur AMA Marketing GesmbH kritisiert u.a. intrans-

parente Auftragsvergaben und das Fehlen von Compliance-Richtlinien, also 

unternehmensinterner Richtlinien. 

 

RH-Bericht zu Agrarischen Investitionsförderungen (1629 d.B.) 

Der RH stellte in diesem Bericht fest, dass "Investitionen in die landwirt-

schaftliche Erzeugung" – als eine der agrarischen Investitionsförderungen – 

mit rd. 714,84 Mio. Euro den drittgrößten Förderbereich des österreichi-

schen Programms zur Entwicklung des ländlichen Raums 2014–2020 dar-

stellt. Der Rechnungshof kritisierte, dass die Steuerung der Invesititionen er-

hebliche Schwächen aufwies – so gab es eine Vielzahl von Zielen ohne 

Zielwerte und ohne Kennzahlen zur Messung der Zielerreichung. 

 

Bericht des Rechnungshofes zum Parlamentsumbau (1627 d.B.)  

Der Rechnungshof begleitet die Sanierung des Parlamentsgebäudes mit 

seinen Berichten – dieser ist der zweite, der veröffentlicht wurde. Der RH 

stellt der Projektplanung und –organisation grundsätzlich ein gutes Zeugnis 

aus. Manche Kritikpunkte des Rechnungshofes waren für die Abgeordneten 

aller Fraktionen allerdings nicht nachvollziehbar, wie etwa die Kritik an zu 

hohen finanziellen Reserven oder am eventuellen Bau eines Lokal II für ei-

nen zweiten Untersuchungsausschuss.  

 

 

 

https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4088&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01626/index.shtml
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4089&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01628/index.shtml
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4089&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01628/index.shtml
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4090&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01629/index.shtml
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NR-Sitzung vom 17. Mai 2017 

 

Änderung beim Wirtschaftskammergesetz (1641 d.B.) 

Die Novelle sieht vor, dass es bei Mehrfachmitgliedschaften in einer Fachor-

ganisation der Wirtschaftskammer (Bsp. Bäcker und Konditor) nur mehr 

eine Grundumlage gibt; im ersten Jahr der Unternehmensgründung soll die 

Grundumlage entfallen. 

 

Änderungen beim Maß- und Eichgesetz (1642 d.B.) 

Die Novelle sieht Verwaltungsvereinfachung und Kosteneinsparung im Be-

reich der Eichung von Messgeräten vor.  Damit ergibt sich eine Entlastung 

für die Verwender von Messgeräten. Die Interessen des Konsumenten-

schutzes, des fairen Handels, des Gesundheitswesens und des Sicherheits-

wesens bleiben gewahrt. 

 

Novelle des Pflanzgutgesetzes (1624 d.B.) 

Das Pflanzgutgesetz regelt die künstliche Vermehrung von Pflanzen durch 

Pflanzgut, von Obstgehölzen, Gemüse- und Zierpflanzen. Mit der Novelle 

werden EU-Richtlinien national umgesetzt. 

 

Palmöl in AMA-Gütesiegel-Produkten (1625 d.B.) 

In einem Entschließungsantrag fordern die Abgeordneten den Landwirt-

schaftsminister auf,  in Gesprächen mit der AMA Marketing GmbH darauf 

einzuwirken, dass in mit AMA-Gütesiegel zertifizierten Lebensmitteln kein 

Palmöl verwendet wird. 

 

Novelle des Abfallwirtschaftsgesetzes (1632 d.B.) 

Die Novelle, mit der drei EU-Richtlinien umgesetzt werden, zielt darauf ab, 

entstehende Gefahren bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stoffen zu 

beherrschen und Gesundheits- und Umweltschäden hintanzuhalten. Be-

triebsinhaberInnen sollen künftig alle benötigten Maßnahmen zur Vermei-

dung schwerer Unfälle ergreifen und diese auch dokumentieren. Betreffend 

https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4092&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01641/index.shtml
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4093&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01642/index.shtml
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4094&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01624/index.shtml
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der Vermeidung von Plastikabfällen, wird die Möglichkeit eines Verbotes 

von Plastiktragetaschen geschaffen. 

 

Internationales Übereinkommen von Minamata über Quecksilber (1633 

d.B.) 

Dem weltweiten Einsatz von Quecksilber soll ein Riegel vorgeschoben wer-

den. Das vorgelegte Minamata-Abkommen wurde bereits von 43 Ländern 

ratifiziert, für das Inkrafttreten sind 50 Länder notwendig. Konkret müssen 

die Vertragsstaaten dafür sorgen, die Verwendung von Quecksilber bei der 

industriellen Produktion deutlich zu reduzieren. Ab 2020 ist es verboten, 

quecksilberhaltige Produkte wie bestimmte Leuchtmittel oder Thermometer 

zu produzieren oder zu verkaufen. Zudem dürfen Quecksilber-Abfälle nur 

unter strengen Auflagen gelagert und entsorgt werden. Österreich hat die-

ses Übereinkommen als einer der ersten Staaten weltweit im Oktober 2013 

unterzeichnet. 

 

Nisthilfen für Wildbienen (1635 d.B.)   

In dem Antrag fordern die Abgeordneten den Umweltminister auf, über die 

Bedeutung von Nisthilfen in Gärten und Wäldern für Wildbienen zu informie-

ren und diese durch geeignete Maßnahmen zu fördern. 

 
Weitere Themen 

 

Antisemitismus in der AG: ÖVP muss durchgreifen! 

Antisemitische "Witze" über Holocaust-Opfer, Behinderte und Widerstands-

kämpfer – der "Falter" hat letzte Woche aufgedeckt, was Funktionäre der 

ÖVP-Studierendenorganisation AG und der Jungen ÖVP in geheimen 

Whatsapp- und Facebook-Gruppen treiben. Trotz Beteuerungen, dass diese 

Personen zurücktreten würden, haben bis auf einen alle noch ihr Mandat. 

SPÖ-Klubchef Andreas Schieder fordert heute von der ÖVP, hart durchzu-

greifen: "Die müssen alle weg!" 

https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4097&l=-https--www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01633/index.shtml
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Pressemeldungen und Veranstaltungen 
 

Muttonen: „Kurz blamiert Österreich in der OSZE“ (12.05.2017) 

 

OSZE-PV-Präsidentin Muttonen schlägt in Usbekistan neues Kapitel der Zusammen-

arbeit auf (11.05.2017) 

 

Muttonen: EU muss nach innen sozialer und nach außen geeinter werden 

(09.05.2017) 

 

 

  

https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20170512_OTS0165/muttonen-kurz-blamiert-oesterreich-in-der-osze
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20170511_OTS0091/osze-pv-praesidentin-muttonen-schlaegt-in-usbekistan-neues-kapitel-der-zusammenarbeit-auf
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20170511_OTS0091/osze-pv-praesidentin-muttonen-schlaegt-in-usbekistan-neues-kapitel-der-zusammenarbeit-auf
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20170509_OTS0029/muttonen-eu-muss-nach-innen-sozialer-und-nach-aussen-geeinter-werden
https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=549&m=839&nl=28&s=4a166922933ca2b6c2c7084a9b87409e&lid=4079&l=-https--www.youtube.com/watch--Q-v--E-KF7_pHni3Uc
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Vernetzung der Parlamentarischen Versammlung der OSZE mit der Friedens-

burg Schlaining 

 

Österreich beherbergt nicht nur den Sitz 

der weltweit größten regionalen Organi-

sation für Sicherheit und Zusammenar-

beit (OSZE) sondern besitzt mit der Frie-

densburg Schlaining auch ein internatio-

nal renommiertes Studienzentrum für 

Frieden und Konfliktlösung (ÖSFK). Was 

läge also näher als beide Einrichtungen 

zusammenzubringen. Ich habe daher am 

Mittwoch den Präsidenten und die Direk-

torin des ÖSFK, Dr. Peter Kostelka 

(2.v.r.) und Mag. Gudrun Kramer (1.v.r) und den stellvertretenden Direktor des Wiener 

Verbindungsbüros der OSZE-PV, Marc Carillet (1.v.l.), zu mir ins Parlament eingela-

den. Gemeinsam haben wir erste Ideen gesammelt, welche Möglichkeiten es für zu-

künftige Kooperationen geben könnte.     

 

 

Gespräche mit dem usbekischen Premierminister über mehr Zusammenarbeit 

 

Über viele Jahre gab es leider kaum 

Kontakte zwischen der Parlamenta-

rischen Versammlung der OSZE-

PV und der usbekischen Politik, we-

der zur Regierung noch zum Parla-

ment. Als Präsidentin der OSZE-PV 

ist es mein Ziel dies zu ändern, 

denn Usbekistan ist ein wichtiger 

Partner für uns im Kampf gegen die 

internationale Kriminalität und den 

Terrorismus. Auf dem Treffen der 

OSZE-Außenminister im Dezem-

ber letzten Jahres habe ich daher 

den usbekischen Außenminister 

Abdulaziz Kamilov getroffen und wir haben beschlossen, ein neues Kapitel der Zu-

sammenarbeit aufzuschlagen.  

 

Bereits im Februar hat dann erstmals seit 15 Jahren wieder eine usbekische Delega-

tion an der Wiener Wintertagung der OSZE-PV teilgenommen. In der vergangenen 

Woche bin ich nun einer Einladung der Regierung und des Parlaments in die usbeki-

sche Hauptstadt Taschkent gefolgt und habe mich mit Premierminister Abdulla Aripov 

und Außenminister Abdulaziz Kamilov sowie Parlamentspräsident Nurdinjon Ismoilov 

und der Vize-Präsidentin des Senats Svetlana Artikova getroffen. 

Gemeinsames Foto mit dem usbekischen Premierminister 

Abdulla Aripov 
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Es waren sehr gute und konstruktive Gespräche. Wir haben ausführlich über die ak-

tuelle Sicherheitslage in Europa und unsere gemeinsamen Herausforderungen durch 

Terror und Kriminalität diskutiert. Ein weiteres wichtiges Thema waren die Reformvor-

haben des neuen usbekischen Präsidenten, der das Parlament stärken, die Wirtschaft 

entwickeln und die Beziehungen zu den Nachbarländern verbessern möchte. Auch in 

diesen Bereichen habe ich der usbekischen Seite die Unterstützung der OSZE-PV 

angeboten und wir haben mit Gesprächen über die Möglichkeiten einer engeren Zu-

sammenarbeit begonnen.   

  

 

OSZE-PV-Seminar: Welche Auswirkungen hat der neue geopolitische Wett-

kampf für unsere Sicherheit in Europa? 

 

Am 6. Mai war ich im pfälzischen 

Leinsweiler, um dort ein alljährlich 

stattfindendes internationales Se-

minar über europäische Sicher-

heitspolitik zu eröffnen. In diesem 

Jahr lag der Fokus auf den Balkan-

staaten. Dabei ging es um die 

Frage, wie sich der wachsende Na-

tionalismus und der zunehmende 

Wettstreit der Ordnungsmächte 

USA, EU und Russland auf die fra-

gile friedliche Entwicklung des Balkan auswirken.  

 

In meiner Rede vor den teilnehmenden ParlamentarierInnen aus 13 OSZE-Staaten 

habe ich den zunehmenden Nationalismus in vielen Staaten kritisiert und wieder mehr 

Bereitschaft zur Zusammenarbeit eingefordert. Die Rückkehr nationalistischer Politik 

und der Kampf um geopolitische Einflusszonen untergräbt zur Zeit die Arbeit der 

OSZE, die sich bemüht, die noch bestehenden Konflikte auf dem Balkan friedlich bei-

zulegen.  

 

Österreich und Kärnten sind direkte Nachbarn des Balkan. Grade für uns ist es wich-

tig, dass die OSZE mit ihrer Arbeit nicht scheitert, sondern die Länder erfolgreich dabei 

unterstützt, ihre Konflikte zu lösen und sich zu modernen, stabilen und prosperieren-

den Demokratien zu entwickeln.  
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